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Heiner Geißler zum SPD-Parteitag 
in Offenburg: Rau hat keine Chancen 

Strategie der SPD 
ist gescheitert 
Der SPD-Parteitag in Offenburg war ein Partei- 
tag der Ratlosigkeit und Resignation. Keiner 
sprach es aus, aber alle Delegierten dachten das- 
selbe: Raus Strategie der absoluten Mehrheit ist 
gescheitert. Mit den Grünen will und kann er 
nicht Bundeskanzler werden. Die anderen Par- 
teien, FDP und Union, lehnen eine Koalition mit 
dieser SPD strikt ab. Der Kandidat der SPD 
Kann infolgedessen dem deutschen Volk nicht er- 
klären, wie und mit welchen Inhalten er Bundes- 
kanzler werden kann; also muß er — ob er will 
Jder nicht — Ministerpräsident in Nordrhein- 
Westfalen bleiben — bis 1990. 

9>e SPD ist eine Plagiatpartei geworden. Sie holt 
s,ch die grünen Themen, um grüne Wähler zu gewin- 
nen. Sie holt sich die Themen von der CDU, um 
Wähler der Mitte zu gewinnen. Aber diese Wähler 
fahlen natürlich lieber das Original als das Plagiat. 
k»e SPD ist vor allem deshalb nicht mehr wählbar, 
ü^il sie ihre politische Identität verloren hat. 

* hernenklau ist kein Ersatz fur ein eigenständiges 
PrOgramm. 
gelten war eine Partei drei Monate vor der Bundes- 
tagswahl so demobilisiert und demotiviert wie die 
f pö im Augenblick. Dafür sehe ich insbesondere 
tol8ende Gründe: 
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Der jahrelange Machtkampf zwischen 
Linken und Rechten um die Führung der 
SPD ist in Nürnberg eindeutig zugunsten 
der Linken entschieden worden. Sie ha- 
ben sich in zentralen Sachfragen und bei 
den Vorstandswahlen durchgesetzt. Der 
sozialdemokratische Flügel in der SPD 
um Helmut Schmidt, Hans Apel, Anne- 
marie Renger usw. spielt in der SPD kei- 
ne Rolle mehr. Die Linken in der SPD 
um Lafontaine, Schröder, Bahr und Epp- 
ler, die in Nürnberg den Parteikurs be- 
stimmt haben, durften in Offenburg nicht 
mal reden, um bürgerliche Wähler nicht 
zu verschrecken. Dies demotiviert sowohl 
die Linken wie die Rechten in der SPD. 

Niemand glaubt mehr an die 
absolute Mehrheit 
Selbst die eigenen Anhänger der SPD 
wissen heute nicht, wofür die SPD eigent- 
lich steht. Die SPD schwimmt wie ein 
Korken auf den Wellen der Stimmungs- 
demokratie. Die Schwerpunkte ihrer 
Wahlkampfführung entsprechen nicht ei- 
ner langfristigen Konzeption und Strate- 
gie, sondern tagespolitischem Opportu- 
nismus. Ein besonders deutliches Beispiel 
dafür ist der Zickzackkurs der SPD in der 
Kernenergie. Heute rächt es sich, daß die 
SPD die Chance der Oppositionszeit 
nicht für eine programmatische Erneue- 
rung genutzt hat. 
Außer Rau glaubt niemand in der SPD 
mehr*an die eigene absolute Mehrheit. 
Die Absage der SPD an ein rot-grünes 
Bündnis wird immer unglaubwürdiger. 
Nach der Devise „ich hab's ja immer ge- 
sagt" haben führende Sozialdemokraten 
realistischerweise schon längst ihren 
Rückzug von der Rauschen Wahlstrategie 
angetreten und Munition zurückgelegt 
für ein innerparteiliches Hauen und Ste- 
chen über die Ursachen einer Wahlnie- 
derlage. Zuerst stellten die erfahrenen 
Realisten in der SPD wie Hans 

Koschnick („Ich möchte, daß Johannes 
Rau Kanzler wird, aber ich sehe nicht, 
daß wir auf Anhieb eine absolute Mehr- 
heit bekommen." ARD, Brennpunkt, 18. 
September 1985) und Helmut Schmidt 
(„Keine Partei wird im Januar 1987 in der 
Lage sein, allein zu regieren." Quick, 30. 
Oktober 1985), Raus Wahlstrategie in 
Frage; dann waren es die Genossen aus 
der zweiten Reihe, die mit einem rot-grü- 
nen Bündnis liebäugelten, wie Hans-Ul- 
rich Klose („Mit bloßer Abgrenzungsrhe- 
torik, einschließlich der Illusion, die Grü- 
nen unter 5 Prozent zu halten, sind die 
Aufgaben nicht zu bewältigen." SPIE- 
GEL Nr. 28, 1986), anschließend die Mit- 
verantwortlichen für die Wahlkampfstra- 
tegie der SPD wie Peter Glotz und Willy 
Brandt („43 Prozent sind ein schöner Er- 
folg." Die ZEIT, 25. Juli 1986), und 
schließlich warnte der nordrhein-westfäli- 
sche SPD-Fraktionsvorsitzende Fried- 
helm Farthmann den Kandidaten davor, 
im Bundestagswahlkampf auf die absolu- 
te Mehrheit zu setzen. (Süddeutsche Zei- 
tung vom 22. Oktober 1986) 

Tatsache ist: Die SPD kam bei neun von 
zehn Emnid-Umfragen dieses Jahres nicht 
über 41 Prozent. Sie erreichte kein einzi- 
ges Mal jene 43 Prozent, die Brandt als 
„schönen Erfolg" bezeichnete. In der neue- 
sten Emnid-Umfrage liegt sie näher bei ih- 
rem letzten Bundestagswahlergebnis von 
38,2 Prozent. 

Rau fällt es immer schwerer, die Strate- 
giedebatte innerhalb der SPD über ein 
rot-grünes Bündnis unter der Decke zu 
halten. Diejenigen, die wie das SPD-Prä' 
sidiumsmitglied Heide Wieczorek-Zeul 
und der Juso-Vorsitzende Michael Gug- 
gemos auf der SPD-Vorstandssitzung in 
Offenburg nach übereinstimmenden PrßS' 
seberichten (Stuttgarter Nachrichten von1 

27. Oktober 1986, Frankfurter Neue Pre5' 
se vom 27. Oktober 1986) offen Raus 
Wahlstrategie entgegentraten, drücken 
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doch nur aus, wovon die Mehrzahl der 
SPD-Wähler überzeugt ist: 74 Prozent der 
SPD-Wähler, so die neueste EMNID- 
Umfrage, glaubt nicht mehr an Raus „ei- 
gene Mehrheit". 
Nach anfänglicher Euphorie machen sich 
in der SPD zunehmend Ernüchterung 
und Resignation über den Kandidaten 
Rau breit. Nicht Rau bewegt die Partei, 
sondern Rau bewegt sich mit der Partei. 
Aktuellstes Beispiel: Nachdem die SPD 
in Nürnberg den Ausstieg aus der Kern- 
energie innerhalb von zehn Jahren be- 
schlossen hatte, wollte Rau in seinem Re- 
gierungsprogramm auf die 10-Jahres- 
Prist verzichten. In Offenburg wurde er 
aber von den Delegierten gezwungen, 
diese Frist in sein Programm aufzuneh- 
men. 

SPD übernimmt immer mehr 
grüne Positionen 
Die SPD in Nürnberg hat in Fragen der 
Außen- und Sicherheitspolitik sowie in 
der Energiepolitik grüne Positionen über- 
kommen, (z. B. Kündigung des SDI-Ab- 
kommens, Aufhebung des NATO-Dop- 
Pelbeschlusses, atomwaffenfreie Zone in 
Europa, keine Verlängerung der Wehr- 
Pflicht, Kürzung des Verteidigungsetats, 
Anti-Amerikanismus, Bagatellisierung 
der Bedrohung durch die Sowjetunion, 
Ausstieg aus der Kernenergie). Sie will 
-arnit den Grünen Stimmen abnehmen. 
Ule Landtagswahl in Bayern hat aber ge- 
*eigt, daß die Anpassung der SPD an die 
Qrünen die SPD schwächt und die Grü- 
nen stärkt. Der grüne Wähler zieht das 
Politische Original dem Plagiat vor. Mit 
'hrem Anpassungskurs überläßt die SPD 

en Grünen die Führung in der Opposi- 
l°n und wird gleichzeitig die politische 
oraussetzung für die Bildung eines rot- 

Srünen Paktes nach der Bundestagswahl 
^schaffen. Damit gibt die SPD radikalen 
p°litischen Vorstellungen der Grünen die 

Chance, Einfluß auf die deutsche Politik 
zu gewinnen. 

Konfuse Wahlparole 
Die SPD hat plötzlich das Thema Zu- 
kunft entdeckt. Aber sie hat es offenbar 
inhaltlich nicht bewältigt. Denn ihr Slo- 
gan „Erneuern, um Zukunft zu bewah- 
ren" spiegelt die Verwirrung und die 
Hektik, in der sich die SPD befindet, wi- 
der: Wie kann man etwas, das noch gar 
nicht da ist, wie die Zukunft, eigentlich 
bewahren? Und wie kann man eine 
Wahlaussage, die nach den Regeln der 
Logik einen Widerspruch in sich dar- 
stellt, eigentlich dem Wähler vermitteln? 
Noch nie hat es eine derart konfuse 
Wahlparole gegeben. 
Die SPD will Facharbeiter, Mittelständ- 
ler, die technische Intelligenz und Selb- 
ständige aus der bürgerlichen Mitte an- 
sprechen mit ihrem Programm zur Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit, einem 
neuen Steuerprogramm und durch ein 
„neues Image". Das Vorbild, dem die 
SPD dabei nacheifert, ist gut: Es ist näm- 
lich die CDU. Plötzlich singen die Sozial- 
demokraten, wie die CDU auch, zum Ab- 
schluß des Bundesparteitages das 
Deutschlandlied und nicht mehr, wie bis- 
her, sozialistische Kampflieder. Und Rau 
beginnt seine Rede mit dem Motto des 
30. CDU-Bundesparteitages (2. bis 5. No- 
vember 1981 in Hamburg): „Unser Land 
braucht einen neuen Anfang." Aber auch 
hier gilt: Das Original ist besser als das 
Plagiat. 
Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit will 
die SPD mit „mehr öffentlichen Zu- 
kunftsinvestitionen für eine beschäfti- 
gungsorientierte Politik" erreichen. Dabei 
gesteht die SPD selbst ein, daß es „beim 
Kampf gegen die Massenarbeitslosigkeit 
keine schnellwirkenden Patentrezepte 
gibt". Sie will „von der Geldpolitik über 
die Förderung der Investitionen und In- 
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novationen bis hin zur Förderung regio- 
naler und sektoraler Strukturpolitik alles 
ausschöpfen". 
Dies bedeutet im Klartext u. a.: Die Bun- 
desbank soll zu einer expansiven Geldpo- 
litik veranlaßt werden, die in der 1. Stufe 
Inflation und in der 2. Stufe neue Arbeits- 
losigkeit produziert. Über die Investi- 
tionsförderung macht die SPD keine kon- 
kreten Aussagen. Entscheidend ist dabei, 
daß sie vor allem an öffentliche Investi- 
tionen denkt, über deren Finanzierung sie 
allerdings keine Klarheit schafft. 

Das sogenannte Sondervermögen „Arbeit 
und Umwelt" soll mit Hilfe von Zins- 
und Investitionszuschüssen realisiert wer- 
den, die die Energieverbraucher mit ca. 
4,7 Milliarden DM belasten. 

Die Gewährung einer „steuerfreien Inve- 
stitionsrücklage für kleine und mittlere 
Unternehmen" bedeutet bei einer Höhe 
von 50000 DM im Jahr eine Belastung 
des Haushaltes in Form von Steuermin- 
dereinnahmen von 3 bis 4 Milliarden 
DM. 
Die Absicht, die Rahmenbedingungen für 
mehr arbeitsplatzschaffende Investitio- 
nen zu verbessern, würde sich bei einer 
Verwirklichung des Regierungspro- 
gramms erheblich verschlechtern, da 
neue Kostenbelastungen für die Wirt- 
schaft entstünden; die Steuerbelastung 
für Arbeitnehmer stiege und neue büro- 
kratische Hemmnisse die Investitionsbe- 
reitschaft beeinträchtigten. 

In der Wirtschafts- und in der Finanzpo- 
litik gibt die SPD staatlichen Regelungen 
und Reglementierungen eindeutig den 
Vorrang vor einer dezentralen Steuerung 
der Wirtschaft. Die wirtschaftspolitischen 
Vorstellungen der SPD laufen auf eine in- 
terventionistische Verfassung von Wirt- 
schaft und Gesellschaft hinaus, die vor 
allem auf den Staat, aber kaum auf den 
einzelnen Menschen vertraut. 

Das Versprechen der SPD, ihr Programm 
solide zu finanzieren, ist nicht einlösbar. 
Ihr Weg führt zu mehr Staatsverschul- 
dung, zu höheren Steuern und Abgaben, 
zu neuer Inflation, zu Zinssteigerung und 
schließlich zu neuer Arbeitslosigkeit. 

Steuerpläne der SPD belasten 
auch Facharbeiter und 
Mittelständler 
In Offenburg hat die SPD das Thema 
„Steuerpolitik" entdeckt. Im Gegensatz 
zu der von der Bundesregierung beschlos- 
senen 2. Stufe der Steuerreform 1988 und 
der vorgesehenen großen Steuerreform in 
der nächsten Legislaturperiode, die eine 
Steuerentlastung in Höhe von 40 Milliar- 
den Mark bringen wird, beabsichtigt die 
SPD nur eine Steuerumverteilung ohne 
die Gesamtsteuerbelastung zu verringern. 
Diese Umverteilung und der daraus resul- 
tierende Steuertarif haben jedoch zur Fol- 
ge, daß gerade Facharbeiter, Industrie- 
meister, Ingenieure, Angestellte und klei- 
ne Selbständige wegen des steileren Pro- 
gressionsverlaufs in eine höhere Grenzbe- 
lastung geraten, als bei der 2. Stufe der 
Steuerreform der CDU-geführten Bun- 
desregierung. Die SPD will eine „gerech- 
tere Steuerpolitik". In Wirklichkeit bela- 
stet sie gerade jene Gruppen, die beson- 
ders leistungsbereit sind und für die Dy- 
namik unserer Wirtschaft in einem lei- 
stungsfähigen Sozialstaat unverzichtbar 
sind. 
Die 1986 begonnene leistungs- und fami- 
lienfreundliche Steuersenkungspolitik 
der Bundesregierung wird in der näch- 
sten Legislaturperiode fortgesetzt. Die 
Kinderfreibeträge werden angehoben. 
Für kleine Einkommen, insbesondere in 
der unteren Proportionszone, wird der 
Grundfreibetrag erhöht, und durch die 
Einführung eines durchgehend linear- 
progressiven Einkommensteuertarifs wird 

die unerträglich hohe Grenzbelastung für 
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die große Mehrzahl der arbeitenden 
Menschen verringert. 

In Offenburg sprach Rau von einer „In- 
dustrie- und Technologiepolitik, die zu- 
sätzliche Exportchancen für neue hoch- 
wertige Produkte eröffnet." Die Realität 
sieht anders aus. In ihrem „Regierungs- 
Programm" sagt die SPD nicht, wie ein 
forschungs- und exportfreundliches Kli- 
ma geschaffen werden soll. In ihrem Ir- 
seer Grundsatzprogramm-Entwurf befür- 
wortet die SPD die „politische Gestal- 
tung der Technik" sowie eine „bewußte 
Steuerung der technischen Innovation"; 

die technische Innovation muß „demo- 
kratisch beherrschbar sein", und die Ar- 
beitnehmer müssen bei der Einführung 
neuer Techniken „gleichberechtigt mitbe- 
stimmen". Damit würden die Entschei- 
dungsfreiheit der Unternehmen und die 
Freiheit der Forschung der Vergangen- 
heit angehören. Wie will eine Partei die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit un- 
seres Landes in den Spitzentechnologien 
sichern, wenn sie von Zukunftspessimis- 
mus und Technikfeindlichkeit geprägt ist 
und ihre Schlüsselworte in der Technolo- 
giepolitik „nicht genehmigen", „stille- 
gen" und „gesellschaftlich steuern" sind? 

Pressestimmen zum Wahlparteitag der SPD 
»•Die SPD steht vor ihrem wahrscheinlich 
schwersten Wahlkampf in der Geschichte 
der Bundesrepublik." 

(Berliner Morgenpost vom 26. 10. 1986) 

'•Aufwind war in Offenburg kaum zu spü- 
ren."   (Hessischer Rundfunk vom 26.10. 1986) 

••Die Lage ist ernst für die SPD." 
(Südwestfunk II vom 26. 10. 1986) 

»Nur schwer faßt die SPD im Wahlkampf 
lritt. Die Beobachter der Szene waren sich 
?//"£. daß nicht wie früher jener Funke 
u°ersprang, der die eigene Mitgliedschaft 
**f Mobilisierung der letzten Reserven auf- 
^"telte- Rau wirkte bei seinem Kampfap- 
pe'l verkrampft und erschöpft." 

(Reuter vom 27. 10. 1986) 
1 raumer Johannes auf einsamem Weg. 

'" der SPD fehlt manchem noch der Glau- 
°e an den Sieg." (AP vom 27.10.1986) 

••Durch sein Machtwort mußte Rau neue 
ot-grüne Debatte stoppen." 

(Frankfurter Neue Presse vom 27. 10. 1986) 

V°« Aufbruchstimmung war beim SPD- 
ahlkongreß in Offenburg nicht viel zu 

Puren." (Die Welt vom 27. 10. 1986) 

)9^
s Steuerreform —...er will das für 

tfo beschlossene Entlastungsvolumen von 

^ 

etwa zehn Milliarden Mark nur wahlwirk- 
samer verteilen. Mit Steuerreform hat das 
nichts zu tun." 

(Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
27. 10. 1986) 

„Die SPD in der Defensive" — „... Aber 
wenn etwas an diesem Wochenende in der 
Oberrheinhalle zu Offenburg nicht auszu- 
machen war, dann solcher Schwung. Statt 
dessen spiegelte der Parteitag das Dilem- 
ma, in dem der sozialdemokratische Wahl- 
feldzug steckt." 

(Süddeutsche Zeitung vom 27. 10.1986) 

„Ohne Biß" — „... er vermochte es nicht, 
wie noch im sommerlichen Stimmungstief 
vor acht Wochen in Nürnberg, einen Um- 
schwung zu Zuversicht oder gar zu einem 
neuen Aufbruch zu bewirken. Von dem 
Parteitag ging keineswegs das angekündig- 
te Signal zur politischen Offensive aus... 
Den politischen Biß des Herausforderer: 
läßt Rau vermissen." 

(Kölner Stadt-Anzeiger vom 27. 10. 1986) 

„ Träumer Rau" — „... Träumer gehören 
nicht an die Schalthebel der Macht." 

(Abendpost-Nachtausgabe vom 27.10.1986) 

„ Nahezu alle Sozialdemokraten haben die 
Hoffnung auf einen Wahlsieg mit absolu- 
ter Mehrheit im Januar aufgegeben." 

(Bild vom 27. 10. 1986) 
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Wallmann sprach 
mit Sachverständigen 
für Umweltfragen 
Am 23. Oktober hat Bundesumweltmini- 
ster Walter Wallmann den Rat von Sach- 
verständigen für Umweltfragen zu einem 
Gespräch über die Schwerpunkte künfti- 
ger Umweltpolitik empfangen. Dabei be- 
richteten die Sachverständigen über ihre 
derzeitige Arbeit an einer Gesamtdarstel- 
lung der Umweltsituation in der Bundes- 
republik Deutschland, die voraussichtlich 
im Sommer 1987 fertig sein wird. 
Es zeichnet sich schon jetzt ab, daß dieses 
Gutachten zu einer positiven Bewertung 
der zur Reinhaltung der Luft getroffenen 
Maßnahmen der Bundesregierung in der 
10. Legislaturperiode kommen wird. 
Minister Wallmann drückte die Erwar- 
tung aus, daß der Rat auch in Zukunft 
mit seinen fundierten Analysen und Emp- 
fehlungen zur Versachlichung der Dis- 
kussion bei allen umweltpolitisch Verant- 
wortlichen und in der Öffentlichkeit bei- 
tragen wird. 

Sparen lohnt sich wieder 
Die erreichte Geldwertstabilität macht 
sich nach Angaben der Sparerschutzge- 
meinschaft auch für die privaten Geld- 
anleger bezahlt. Wie die Organisation in 
ihrem Jahresbericht 1985/86 feststellte, 
erreichte trotz rückläufiger Nominalzin- 
sen die Realverzinsung mit fast 5 v. H. ein 
außerordentlich hohes Niveau. Erstmals 
seit den 50er Jähren erhielten die Sparer 
einen durch Inflation nahezu ungeschmä- 
lerten Zinsertrag. 

Ökologie-Jahr 
Christoph Bohr, Vorsitzender der Jungen 
Union, hat sich dafür ausgesprochen, Ju- 
gendlichen die Möglichkeit für ein frei- 

williges Jahr als konkreten Beitrag zur 
Bekämpfung der Umweltverschmutzung 
anzubieten. Mit einem solchen „Ökolo- 
gie-Jahr" könne dem Bedürfnis vieler 
junger Menschen Rechnung getragen 
werden, meinte Bohr nach einer JU-Vor- 
standssitzung in Frankfurt. Als Vorbild 
könne das bisher vor allen Dingen von 
kirchlichen Organisationen getragene 
freiwillige soziale Jahr dienen. 

Keine Wahlempfehlungen 
Die evangelische Kirche wird für die 
kommende Bundestagswahl keine Wahl- 
empfehlungen für eine Partei ausspre- 
chen, erklärte der Präses der Synode der 
Evangelischen Kirche Deutschlands 
(EKD), Jürgen Schmude. Die evangeli- 
sche Kirche werde wohl zu drängenden 
Problemen Stellung nehmen, jedoch kei- 
ne „Handreichungen zur Wahl" geben. 
Auch „Prüfsteine", wie sie der DGB vor- 
gelegt hat, oder einen Forderungskatalog 
werde es nicht geben, erklärte Schmude. 

Betriebsräte: SPD gefährdet 
300000 Arbeitsplätze 
Betriebsräte aus der Kernenergiewirt- 
schaft haben in einem Protestschreiben 
an den SPD-Parteitag in Offenburg die 
„sofortige Beendigung der Verteufelung 
der Kernenergie und der durch sie be- 
schäftigten Arbeitnehmer" gefordert. In 
dem am Rande des Parteitags verbreite- 
ten Brief kritisierten die Arbeitnehmer- 
vertreter, daß die Partei ihren Beschluß 
für einen Ausstieg innerhalb von zehn 
Jahren „ohne vorherige Rücksprache m»1 

den betroffenen SPD-Mitgliedern verab- 
schiedet" habe. Mit ihren Plänen, die 
auch einen Verzicht auf die Wiederauf- 
bereitung, den schnellen Brüter und auf 
Reaktorexporte enthielten, gefährde die 
SPD 300000 Arbeitsplätze und „unsere 
soziale Sicherheit". 
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Mehr Geld für Rentner - 
Höchste Steigerung seit acht Jahren 
Die Renten sollen zum 1. Juli des 
nächsten Jahres nach Abzug des Kran- 
kenversicherungsbeitrags von 0,7 Pro- 
zent um real rund drei Prozent steigen. 
Um den gleichen Satz sollen auch die 
Leistungen der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung sowie das Altersgeld für die 
Landwirte angehoben werden. Der 
Bundestag überwies nach erster Le- 
sung den entsprechenden Gesetzent- 
wurf an die Parlamentsausschüsse. 

Bundesarbeitsminister Norbert Blüm be- 
tonte vor dem Parlament, bereits in die- 
sem Jahr seien die Rentner zweifach auf 
der Gewinnerseite. Erstens nähmen sie 
am Aufschwung teil, zweitens wüchsen 
die Rentenrücklagen wieder. 1986 habe 
die höchste reale Rentensteigerung seit 
acht Jahren gebracht. Wörtlich sagte 
Blüm: 

»Die Wirtschaft wächst, die Löhne Stei- 
ßen deutlich, wir haben einen Zuwachs 
ar» Beschäftigung. Die Rentner profitie- 
ren von der Entwicklung, weil sich die 
Kentensteigerung an den Lohnzuwächsen 
prientiert. In diesem Jahr gibt es die 
höchste reale Rentensteigerung seit acht 
Jahren. Denn die Inflation ist tot. Die 
Wirtschaftswissenschaftlichen For- 
schungsinstitute sagen uns für dieses Jahr 
°i 0,5 Prozent sinkende Preise voraus. 

. e so günstige Preisentwicklung hat es 
Se,t 1953 nicht mehr gegeben. Die effekti- 

e; Rentenerhöhung kommt diesmal voll- 
andig bei den Empfängern an. Das war 
,cht immer so. 1980 stiegen die Renten 
War um 4 Prozent, aber die Rentner 
üßten 5,4 Prozent höhere Preise ver- 

j^ften. 1981 kletterten die Renten um 4 
r°zent, aber die Lebenshaltungskosten 
r den Rentnerhaushalt stiegen um 6,1 

Prozent. Unter dem Strich blieb damals 
jeweils weniger im Portemonnaie. Jetzt 
hat dieser Taschendiebstahl durch Infla- 
tion ein Ende. Der Stabilitätsgewinn — 
verglichen mit 1982 — bringt einem 
durchschnittlichen Rentner- und Pensio- 
närshaushalt 1 800 DM im Jahr. Das ist 
soviel wie fünf Durchschnittsmieten ko- 
sten. Das sind 4,7 Monatsausgaben für 
Nahrungsmittel, die Jahresausgabe für 
Strom und Heizung, 22 Monatsausgaben 
für Bekleidung und Schuhe. Das ist eine 
massive Verbesserung ihrer Lebenssitua- 
tion. 

Außerdem behalten die Renten im Ver- 
hältnis zu den Löhnen ein hohes Niveau. 
Nach einem vollen Erwerbsleben — also 
mit 45 Beitragsjahren — betrug das Net- 
to-Rentenniveau 1985 73,2 Prozent. Auch 
1986 wird es höher liegen als zum Beginn 
dieses Jahrzehnts. 

1980 hatte Helmut Schmidt in seiner Re- 
gierungserklärung das unter dem heuti- 
gen Stand liegende Rentenniveau als be- 
sonderen politischen Erfolg gefeiert: 

.Der hohe Stand unserer Alterssicherung 
findet seinen Ausdruck in dem erreichten 
hohen Rentenniveau. Nach einem vollen 
Arbeitsleben, nach 45 Versicherungsjahren, 
liegt die Rente heute bei gut 71 Prozent des 
vergleichbaren Nettoeinkommens der ak';- 
ven Kollegen!' (Regierungserklärung vom 
24. November 1980) 

Die SPD-Regierung bejubelte das als 
Rekordleistung. 
Wir liegen heute über dem Niveau von 
1980. Und das, obwohl sich durch die 
Steuererleichterungen die relative Position 
der Arbeitnehmer wieder verbessert hat. 
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Beide Gruppen — Rentner und Arbeitneh- 
mer — haben gleichermaßen den Gewinn 
von unserer Politik. Denn die Gleichung 
heißt: Hohe Lohnzuwächse bringen hohe 
Rentensteigerungen. 

Der Entwurf des Rentenanpassungsgeset- 
zes sieht für 1987 nach Abzug des Kran- 
kenversicherungsbeitrags eine effektive 
Rentenerhöhung von rund drei Prozent 
vor. 
Alles deutet daraufhin, daß dieser An- 
passungssatz auch bei der endgültigen 
Übersicht über die 1986er Lohnentwick- 
lung gut erreicht wird. Bei der erwarteten 
hohen Preisstabilität bleiben die Rentner 
auch im kommenden Jahr auf Gewinner- 
kurs. 

Mehr Rentensicherheit 
Die Rentenkassen füllen sich wieder. 13 
Jahre Talfahrt der Rentenfinanzen haben 
ein Ende. Die Rücklage baut sich Schritt 
für Schritt auf. Sie wird 1990 30 Mrd. 
DM betragen. Das sind 2,3 Monatsausga- 
ben. Selbst wenn die wirtschaftliche Ent- 
wicklung schlechter als prognostiziert 
verlaufen würde, wäre das Sicherheitspol- 
ster noch ausreichend. Die Rentenversi- 
cherung hat also wieder genügend Was- 
ser unter dem Kiel. 

Die positive Entwicklung wurde uns 
nicht geschenkt. Sie ist Ergebnis harter 
Arbeit. Über 60 Mrd. DM haben wir der 
Rentenversicherung in dieser Legislatur- 
periode zusätzlich verschafft. Außerdem 
füllt der Beschäftigungsanstieg die Ren- 
tenkasse. 500000 Arbeitsplätze in zwei 
Jahren mehr — und jeder zusätzliche Bei- 
tragszahler erhöht die Rentensicherheit. 

Lesbare Rentenbescheide 
Zusätzliche Rentensicherheit stärkt das 
Vertrauen in die Rentenversicherung. 
Voraussetzungen für dieses Vertrauen ist 
aber auch mehr Transparenz. Konkret ge- 

sagt: Die Rentenbescheide müssen bürger- 
näher werden. Wir haben mit den Renten- 
versicherungsträgern vereinbart, daß ihre 
Mitteilungen lesbarer werden. 

Konsens bei Strukturreform 
angestrebt 
Das erreichte Sicherheitspolster der Ren- 
tenversicherung ist kein Ruhekissen. 
Denn die veränderte Alterspyramide ver- 
langt nach strukturellen Weichenstellun- 
gen. Aber der Zeitdruck ist vom Tisch, 
und wir können die Reformen ohne Hek- 
tik vorbereiten. In der kommenden Legis- 
laturperiode müssen die Weichen jedoch 
gestellt werden. Die Maßnahmen müssen 
in den 90er Jahren greifen. 
Das verlangt Sorgfalt. Denn erstens wol- 
len wir keinen Alleingang der Regierung, 
sondern eine breite Einigung. Renten- 
streit ist Gift für das Vertrauen der alten 
Menschen, und alle Parteien müssen mit 
den künftigen Strukturen der Rentenver- 
sicherung leben. Zweitens geht es um Re- 
formen, die für Jahrzehnte wirken sollen- 
Sie dürfen nicht mit heißer Nadel ge- 
strickt werden. 
Ich stehe zu meiner Bereitschaft, die So- 
zialpartner und die Opposition in die 
Diskussion einzubeziehen. Und ich sehe 
gute Chancen, daß wir — vielleicht nicht 
in jedem Detail, aber doch in den Eck- 
punkten — zusammenkommen werden. 

System fortentwickeln 
Entscheidend ist, daß wir auch zukünftig 
im System der lohn- und beitragsbezoge- 
nen Rente bleiben. Es hat sich in seiner 
hundertjährigen Geschichte — die Krie- 
ge, Kriegsfolgen, Vertreibung, Wirt- 
schaftskrisen und Inflation gebracht hat 
— gut bewährt. Ein System, das solche 
schwerste Belastungen in der Vergangen- 
heit überstanden hat, wird auch die de- 
mographischen Probleme der Zukunft be- 
wältigen können." 
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Marsch in die Konfrontation schadet 
vor allem den Arbeitnehmern 
Der Hamburger Kongreß der IG Me- 
tall hat gezeigt, daß sich die größte In- 
dustriegewerkschaft der Bundesrepu- 
blik Deutschland bedenkliche, aber 
auch ermutigende Optionen offenhält, 
erklärt der stellvertretende Bundesvor- 
sitzende der CDU, Ministerpräsident 
Lothar Späth: 
Die Volkspartei CDU ist — schon im In- 
teresse an der Fortentwicklung des Prin- 
zips der Einheitsgewerkschaft — bereit, 
die Zusammenarbeit mit der IG Metall 
voranzutreiben. Dazu aber ist es notwen- 
dig, daß die Gewerkschaft, die jetzt offen- 
sjchtlich am Scheideweg zwischen Sy- 
stemveränderung und Sozialpartnerschaft 
steht, unter Leitung ihres neuen ersten 
Vorsitzenden, Franz Steinkühler, sich ih- 
rerseits dem Marsch in die Konfrontation 
versagt. 
D«e CDU jedenfalls begreift die IG Me- 
taH keineswegs von vornherein als gesell- 
Schaftliche und politische Gegenmacht, 
ünd den Vorwurf, von einer Politik des 
^lassenkompromisses zu einer Politik 
^er Klassenkonfrontation übergegangen 
Zu sein, müssen wir entschieden zurück- 
weisen. Die CDU ist dafür die falsche 
Adresse, und ich würde es sehr bedauern, 
wenn wir ihn an die IG Metall zurück- 
adressieren müßten. So verstehen wir die 
•öS System der Einheitsgewerkschaften 
^gebundene IG Metall nicht. Wir ver- 
gehen die IG Metall als Partner und 

ichtige Interessenvertretung, die ihren 
latz in einer pluralistischen Gesell- 
chaftsordnung akzeptiert — es sei denn, 
le Gewerkschaft belehrt uns eines 

Schlechteren, 
•e IG Metall weiß auch, daß dieses De- 
°kratieverständnis, von dem ich hoffe, 

daß es von ihr nicht grundsätzlich in Fra- 
ge gestellt wird, unsere entschiedene Ab- 
lehnung der gewerkschaftlichen Kontrol- 
le über den Einsatz und die Verfügungs- 
gewalt neuer Technologien beinhaltet 
und beinhalten muß. 
Der Kongreß der IG Metall hat aber 
auch ermutigende Optionen sichtbar ge- 
macht. Dazu zähle ich das Bekenntnis zur 
modernen Technik, die Öffnung für die 
Flexibilisierung der Arbeitszeiten und Ar- 
beitsformen und die Signale der Ge- 
sprächsbereitschaft in Fragen von zentra- 
ler strukturpolitischer Bedeutung. Hier 
sehe ich wichtige Ansätze dafür, daß die 
IG Metall die wirtschaftsstrukturellen 
Neuerungsprozesse verarbeitet, die not- 
wendige Hinwendung zu einem neuen, 
individualisierten Arbeitnehmerbegriff in 
Angriff nimmt und die Zusammenarbeit 
mit den verantwortlichen politischen 
Kräften ins Auge faßt, ohne sich dabei 
ideologische Scheuklappen anzulegen. 

In einem „Welt am Sonntag-Interview" 
sagte Norbert Blüm über die IG Metall 
u. a.: Die Arbeitnehmer verdanken der 
Gewerkschaft viel. Es wäre geradezu eine 
Tragik der Geschichte, wenn die Gewerk- 
schaft die Differenzierung der Lebensla- 
gen, die sie mitbewirkt hat, nicht zur 
Kenntnis nehmen und daran zugrunde 
gehen würde. Es kann sein, daß die Ge- 
werkschaftsfunktionäre sich über die Ge- 
fahr ihrer Abnabelung von der Mehrheit 
der Arbeitnehmer hinwegtäuschen. Der 
Beifall im Saal ist nicht gleich der Zu- 
stimmung der Arbeitnehmer. Wer es nicht 
wußte, hat dies spätestens in der nieder- 
sächsischen und bayerischen Landtags- 
wahl erfahren. Trotz eines millionen- 
schweren Einsatzes der IG Metall gegen 
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Ernst Albrecht und Franz Josef Strauß 
haben die beiden ihre Wahlen gewonnen 
und die SPD hat in Bayern eine vernich- 
tende Niederlage erlitten... 
Wir kommen nur weiter, wenn die Bereit- 
schaft zu einem neuen Anfang auf allen 
Seiten wächst. Laßt Vergangenheit Ver- 
gangenheit sein. Wenden wir uns den 
Problemen der Zukunft zu. Die Arbeitslo- 
sen haben schließlich nichts von einem 
Gezänk zwischen Regierung und Ge- 
werkschaften. Zusammenarbeit kann al- 
lerdings nicht bedeuten, daß wir uns um 
des lieben sozialen Friedens willen jede 
Unverschämtheit und Unwahrheit gefal- 
len lassen... 
Parteipolitische Scheuklappen sind keine 
gewerkschaftlichen Sehhilfen. Noch ist 
nicht aller Tage Abend. Und warum solf- 
te es nicht auch zu einer Wende der Be- 
ziehungen zwischen den Sozialpartnern 
und der Bundesregierung kommen. Die 
vorsichtige Hinwendung zur Flexibilisie- 
rung durch Franz Steinkühler ist eine 
Brücke. Sie muß von beiden Seiten ge- 
gangen werden. Also, probieren wir es 
noch einmal. 

Umfrage: 
Fast 70 Prozent von 
Gewerkschaften 
enttäuscht 
Der Neue-Heimat-Skandal hat das Ver- 
trauen der Bevölkerung zu den Gewerk- 
schaften schwer erschüttert. 69,2 Prozent 
haben kein Vertrauen zu den Gewerk- 
schaften mehr — selbst die Mehrheit der 
Gewerkschaftsmitglieder ist generell ent- 
täuscht von ihren Funktionären. Das er- 
gab eine Blitzumfrage von Marplan im 
Auftrag von „Bild am Sonntag". 75,8 Pro- 
zent der Bundesbürger finden den Ver- 
kauf der Neuen Heimat an den Brotfabri- 
kanten Schiesser schlecht — von den Ge- 

Zitat des Tages 
„Kanzler und Ex-Kanzler — Kohl, 
Brandt, Schmidt — standen in Untersu- 
chungsausschüssen stundenlang Rede 
und Antwort. Aber der Zeuge Lappas, 
dieses Schulbeispiel der neuen Armut 
mit 750000 Mark Gehalt und erlesenen 
Jagdgewohnheiten, muß wohl etwas 
Besseres sein ". 
(Manfred Langner, 
CD U-Bundestagsabgeordneter) 

werkschaftsmitgliedern sogar noch mehr. 
Die Weigerung des Chefs der Gewerk- 
schaftsholding BGAG, Lappas, vor dem 
Untersuchungsausschuß des Bundestages 
auszusagen, halten 81,3 Prozent für nicht 
richtig. 65,7 Prozent der Bürger halten es 
für gerechtfertigt, daß Lappas deswegen 
in Beugehaft genommen wurde. 

SPD-Austritt 
Der Cuxhavener Bundestagsabgeordnete 
Karl-Arnold Eickmeyer ist am 27. Okto- 
ber 1986 aus der SPD ausgetreten. Er be- 
gründete seinen Austritt damit, daß sich 
die Partei auf Bundesebene „ein gerüttelt 
Maß an Schuld" für den Niedergang der 
Regierung von Helmut Schmidt zurech- 
nen müsse und er die heutige Außen-, 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik so- 
wie Teile der Wirtschaftspolitik der SPD 
nicht mehr mittragen könne. 
Eickmeyer gehört dem Bundestag seit 
zwei Legislaturperioden mit einer Unter- 
brechung von zwei Jahren an. In die SPP 
war er 1968 eingetreten. Fortan wird 
Eickmeyer sowohl in den örtlichen Parla- 
menten als auch im Bundestag als partei- 
loser Abgeordneter arbeiten. 
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Terrorismusbekämpfung: 
Auch FDP für Kronzeugen-Regelung 
Die Fraktion der CDU/CSU hat am 
23. Oktober d. J. zustimmend die Vor- 
schläge zur Terrorismusbekämpfung 
zur Kenntnis genommen, die von der 
Arbeitsgruppe der CDU/CSU und 
FDP unter Vorsitz von Bundesminister 
Schäuble vorgelegt worden sind. 
Die Koalitionsparteien haben sich auf die 
Einführung einer Kronzeugenregelung 
geeinigt. Von der weiteren Strafverfol- 
gung gegen einen terroristischen Gewalt- 
täter kann abgesehen werden, wenn die- 
ser sich so umfassend offenbart, daß eine 
schwere Straftat über seinen eigenen 
»atbeitrag hinaus aufgeklärt oder ein 
Mittäter oder Teilnehmer ergriffen wer- 
den kann. 
durchgesetzt worden ist eine Erweite- 
rung des Tatbestandes der Bildung terro- 
r,stischer Vereinigungen. 
Auch Anschläge, die z. B. gegen den 
Schienenverkehr, gegen Hochspannungs- 

leitungen oder andere Anlagen öffentli- 
cher Betriebe gerichtet sind, sollen nun 
von dieser Vorschrift erfaßt werden. 
Die Anleitung zu schweren Straftaten soll 
wieder unter Strafe gestellt werden; eine 
Maßnahme, die sich als notwendig erwie- 
sen hat, nachdem eine entsprechende 
Strafbestimmung zu Zeiten der sozialde- 
mokratischen Regierung 1981 aufgeho- 
ben wurde. 
Schließlich wird die Zuständigkeit des 
Generalbundesanwalts zur Verfolgung re- 
volutionärer Zellen und anderer terrori- 
stischer Kleingruppen sowie von Terror- 
organisationen begründet, die vom Aus- 
land her gegen die innere Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland operieren. 

Außerdem wurde beschlossen, das Gesetz 
über Abfragen beim zentralen Verkehrs- 
informationssystem (ZEVIS) aus dem zu- 
rückgestellten Paket der Sicherheitsgeset- 
ze zu lösen und sofort zu verabschieden. 
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Kernkraftwerke 
Werden überprüft 

•tt Zusammenhang mit dem schweren 
^nfall im russischen Kernkraftwerk 

schernobyl und dadurch aufgeworfenen 
ragen der Reaktorsicherheit in der Bun- 

desrepublik Deutschland hat Bundesum- 
weltminister Walter Wallmann eine inter- 
nationale Überprüfung der Kernkraftwer- 

e Biblis A, Krümmel und Philippsburg 2 
gekündigt. Ziel ist es, erneut deutlich 
^ dachen, daß wir in unseren Kernkraft- 
werken nichts zu verbergen haben und 

Je Möglichkeit gerne nutzen, die hohe 
^»ehernen unserer Anlagen auch interna- 

°nal unter Beweis zu stellen. 

Aufschwung belebt auch 
die Bautätigkeit 
Der Aufschwung in der deutschen Wirt- 
schaft belebt auch die Bautätigkeit. Bun- 
desdeutsche Unternehmen haben nach 
Angaben des Hauptverbandes der Deut- 
schen Bauindustrie in Wiesbaden in den 
ersten sieben Monaten 1986 für 13,9 Mil- 
liarden DM Aufträge an das Bauhauptge- 
werbe vergeben. Das waren 12,6 Prozent 
mehr als ein Jahr zuvor. Die Baufirmen 
erwarten, daß diese positive Entwicklung 
zumindest bis in das Jahr 1987 hinein an- 
hält. Wie optimistisch sie sind, zeigt auch 
eine Zunahme der Baumaschinenbestel- 
lungen gegenüber 1985 um 35 Prozent. 
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Rebmann befürwortet eine 
Europäische Fahndungs-Union 44 

Generalbundesanwalt Kurt Rebmann 
hat sich nachdrücklich hinter eine von 
der EVP-Fraktion initiierte Entschlie- 
ßung des Europäischen Parlaments ge- 
stellt, in der eine zentrale europäische 
Stelle zur Bekämpfung des Terroris- 
mus gefordert wird. „Jeder, der in Eu- 
ropa von Amts wegen mit der Verfol- 
gung terroristischer Straftaten befaßt 
ist, kann und muß diese klare Haltung 
des Europäischen Parlaments begrü- 
ßen", sagte Rebmann. 

Die vielfältigen internationalen Verbin- 
dungen und Verflechtungen im Terrorfs- 
mus von links belegten, daß der Versuch, 
eine „revolutionäre antiimperialistische 
Front in Westeuropa aufzubauen", fort- 
schreite. Ein Europa der offenen Grenzen 
erfordere deshalb eine zentrale Institu- 
tion mit europaweiter Kompetenz im Be- 
reich der Strafverfolgung von Terroristen. 
Der Generalbundesanwalt erklärte dies 
in Straßburg im Rahmen der „Straßbur- 
ger Gespräche", einer Veranstaltungsrei- 
he der Deutschen Gruppe in der EVP- 
Fraktion des Europäischen Parlaments in 
Verbindung mit der Konrad-Adenauer- 
Stiftung. Rebmann bezeichnete den Ge- 
danken einer „Europäischen Fahndungs- 
Union" wie er in der Bundesrepublik 
von politischer Seite ins Gespräch ge- 
bracht worden sei, als eine „außerordent- 
lich hilfreiche Konzeption". 
Aktuell für die Sicherheitslage in der 
Bundesrepublik ist nach den Worten 
Rebmanns gegenwärtig nur der Terroris- 
mus von links. Träger linksterroristischer 
Aktivitäten seien vor allem die „Rote Ar- 
mee Fraktion (RAF)" sowie die „Revolu- 
tionären Zellen (RZ)". Das personelle Po- 
tential der RAF-Untergrundkommandos 
schätzte er auf derzeit mindestens 20 bis 

25 Personen, das der sogenannten illega- 
len Militanten auf ein Mehrfaches des 
„Kommandobereichs". Die besondere 
Gefährlichkeit der illegalen Militanten 
sehe er darin, daß sie nach Namen und 
Personen nur schwer zu enttarnen seien, 
weil sie überwiegend aus der Legalität 
heraus tätig würden. 

Das neben diesen beiden Ebenen beste- 
hende aktive Umfeld der RAF sei mit 
rund 200, das weitere Umfeld mit einem 
aktivierbaren Sympathisantenkreis mit 
mindestens 1 000 Personen zu veranschla- 
gen. Rebmann sagte: „Alles in allem ist 
die RAF personell und sachlich in der 
Lage, terroristische Gewalttaten, vor al- 
lem gegen ganz bestimmte Symbolfiguren 
und Einrichtungen unseres Staates und 
unserer Gesellschaft, der NATO, der US- 
Streitkräfte auf deutschem Boden und 
der Wirtschaft zu begehen." 

Trotz der gegenwärtigen Gefährdungssi- 
tuation sehe er jedoch die innere Sicher- 
heit der Bundesrepublik nicht nachhaltig 
gefährdet. „Wir werden — da bin ich op- 
timistisch — aufweite Sicht der terroristi- 
schen Täter habhaft werden", fügte er 
hinzu. 

Rebmann betonte, daß die Sorge für die 
innere Sicherheit nicht allein ein Problem 
der staatlichen Sicherheitsbehörden, son- 
dern ein gesamtgesellschaftliches Pro- 
blem sei. Zu dessen Lösung müßten alle 
gesellschaftlichen Kräfte ihren Beitrag 
leisten. Er werde auch von den Bürgern 
selber um so eher und mehr geleistet, „a's 

sich die für die Sicherheitspolitik im 
Bund und in den Ländern politisch Ver- 
antwortlichen zu der Notwendigkeit einßS 

wirkungsvoll vorbeugenden und Verbre- 
chen verhindernden Staatsschutzes be- 
kennen". 
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Kiechles Gegenvorschläge wurden 
von der Fraktion gebilligt 
Bundesminister Kiechle hat vor der 
CDU/CSU-Fraktion einen Bericht 
über die Lage der Landwirtschaft ab- 
gegeben. Im Vordergrund standen da- 
bei die drängenden Probleme auf dem 
Milchmarkt. In Anbetracht der stei- 
genden Kosten des Milchmarktes nutzt 
die EG-Kommission in zunehmendem 
Maße ihre Befugnisse zur eigenständi- 
gen Marktverwaltung. Die Maßnah- 
men und Vorschläge gehen über die 
Aushöhlung der Intervention hin zu 
Preissenkungen. 

Die Bundesregierung hat sich im Agrarrat 
mit Nachdruck gegen das damit einherge- 
hende Unterlaufen der Marktordnungen 
und die Ausweitungen der Kommissions- 
kompetenzen gewandt. Bisher ist es ge- 
lungen, diese Vorschläge zurückzuweisen. 
Es besteht jedoch Handlungsbedarf; und 
wer die Überlegungen der Kommission 
nicht Realität werden lassen will, muß 
Gegenvorschläge präsentieren. Bundes- 
minister Kiechle hat bei der letzten Rats- 
sitzung einen Vorschlag vorgelegt, der 
uem Grundsatz „die Nichtproduktion 
muß sich mehr lohnen als die Überpro- 
duktion" folgt. 
D'ese Grundüberlegung gilt nicht für den 
^ilchmarkt allein; sie muß Meßlatte für 
Jj'e gesamten Überschußmärkte sein. Auf 
ern Milchmarkt müssen wir kurzfristig 
ü einer Senkung der Produktionsmenge 
ornrnen. Auf die Dauer kann sich der 

y'misterrat dem Bedrängen durch die 
V-°rnmission nicht widersetzen. Es gilt 

as Heft selbst in die Hand zu nehmen 
n(J für die Landwirtschaft tragbare Ge- 

genvorschläge vorzulegen. Der von Bun- 
esminister Kiechle in Brüssel vorgelegte 
nsatz sieht vor, eine bestimmte Milch- 

menge vorübergehend stillzulegen. Dafür 
soll ein angemessener Ausgleich gewährt 
werden. Ziel ist, daß die Betriebe mit ei- 
ner geringeren Produktion das gleiche 
Einkommen wie vorher erzielen können. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
dem Vorschlag von Bundesminister 
Kiechle zugestimmt und darum gebeten, 
daß auch in anderen Bereichen gemäß 
dem Grundsatz „Entlohnung der Nicht- 
produktion" schnellstmöglich entspre- 
chende Maßnahmen getroffen werden. 
Die vorliegenden Kommissionsvorschlä- 
ge im sogenannten „soziostrukturellen 
Paket" enthalten brauchbare Ansätze. 
Diese sollten schnellstens beraten und 
umgesetzt werden, stellte MdB Susset 
fest. 

Arbeitslosigkeit bleibt 
wichtigstes Problem 
Die Arbeitslosigkeit ist auch 1986 das 
wichtigste Problem der Bevölkerung. 
Zwei von drei Bundesbürgern stufen den 
Abbau der Arbeitslosenquote an erster 
Stelle ihrer Prioritätenliste ein. Das geht 
aus einer Umfrage der Gesellschaft für 
Konsum-, Markt- und Absatzforschung 
(GfK) in Nürnberg bei 2000 repräsentativ 
ausgewählten Bürgern hervor. Die Bedeu- 
tung des Themas ist allerdings im Ver- 
gleich mit den Vorjahren etwas zurückge- 
gangen. Während es in diesem Jahr 
65 Prozent für wichtig hielten, waren es 
von 1982 bis 1985 jeweils 78, 74 und 
76 Prozent. 
An zweiter Stelle dieser Rangliste steht 
der Umweltschutz mit 43 Prozent, gefolgt 
von der Ausländerthematik mit 16 Pro- 
zent. 



Seite 14  •  UiD 33/86 KULTURPOLITIK 

Verstärkte Förderung der deutschen Sprache 
Das Interesse an der deutschen Spra- 
che geht weltweit zurück. Das hat der 
Bericht der Bundesregierung „Förde- 
rung der deutschen Sprache in der 
Welt" deutlich gemacht. Diesem 
Rückgang will die Bundesregierung 
nicht tatenlos zusehen. Nach Diskus- 
sionen in den Arbeitsgruppen und ei- 
ner Expertenanhörung faßte der Un- 
terausschuß für Auswärtige Kulturpo- 
litik und der Auswärtige Ausschuß ei- 
nen Entschließungsantrag, in dem die 
gegensteuernden Maßnahmen begrüßt 
wurden. 

Der Rückgang der deutschen Sprache in 
der Welt muß uns mit Sorge erfüllen,    - 
stellt MdB Hornhues fest. Denn über un- 
sere Sprache lernt der Ausländer unser 
Land besser kennen, unsere Geschichte 
und unsere gegenwärtige gesellschaftli- 
che und kulturelle Entwicklung. Der Ent- 
schließungsantrag fordert die Bundesre- 

gierung auf, ihre Bemühungen zu verstär- 
ken: Aktualisierung der Lehrmaterialien, 
Intensivierung der pädagogischen Ver- 
bindungsarbeit, Erhöhung der Lehrerzah- 
len und Ausweitung der Werbung sowie 
der Anreize für das Erlernen von Deutsch 
als Fremdsprache. In einzelnen Regionen 
und Bereichen gibt es auch ein wachsen- 
des Interesse: hier ist ein schneller und 
sachkundiger Einsatz nötig. Darüber hin- 
aus müssen wir uns gezielt den deutsch- 
sprachigen Bevölkerungsgruppen im Aus- 
land zuwenden, besonders in den Län- 
dern des Ostblocks und des amerikani- 
schen Kontinents. Freilich müssen wir 
auch bereit sein, unsererseits fremde 
Sprachen, vor allem die der europäischen 
Nachbarn, in unseren Schulen anzubie- 
ten. Nur dann sind unsere Bemühungen 
um die deutsche Sprache in der Welt 
glaubwürdig als Bemühung um Verstän- 
digung und Freundschaft, frei von kultu- 
rellem Imperialismus. 
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US-Geheimfotos über 
Weltraum-Waffen 
Mit neuesten Lichtbildern informierten 
die Amerikaner Bundesverteidigungsmi- 
nister Manfred Wörner während seines 
jüngsten Besuchs in den USA über die 
Weltraum-Rüstung der Sowjets und über 
den daraus erkennbaren Vorsprung Mos- 
kaus bei der Entwicklung von Weltraum- 
Waffen. „Ich habe die Amerikaner be- 
schworen: Gebt doch endlich diese Ge- 
heimhaltung auf, zeigt das doch einmal 
den Journalisten, damit die Leute die 
Wirklichkeit erkennen", sagte Wörner auf 
dem Wehrpolitischen Arbeitskreis der 
CSU in München und vertrat die Ansicht, 
erst das SDI-Projekt von Präsident Rea- 
gan habe die Sowjets an den Verhand- 
lungstisch gebracht'. 

Jugendliche 
sind arbeitswillig 
Eine den Jugendlichen häufig pauschal 
unterstellte Arbeitsunwilligkeit läßt sich 
nicht belegen. Dies ist das Ergebnis einer 
in Berlin veröffentlichten Studie des Bun- 
desinstituts für Berufsbildung. Das Insti- 
tut hatte in Berlin 408 in Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen beschäftigte Jugendli- 
che zu beruflichen Perspektiven und Le- 
benseinstellungen befragt. Für 92 Prozent 
der Befragten bildet Arbeit einen wesent- 
lichen Bestandteil des Lebens. Nur acht 
Prozent bestätigen die Aussage: „Auch 
ohne Arbeit könnte man ein glückliches 
Leben führen." Vor die Alternative ge- 
stellt, „Ausbildung oder Arbeit", ent- 
scheiden sich 64 Prozent für eine Ausbil- 
dung. 
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SPD stellte Schaufensterantrag 
Zur Auseinandersetzung um den SPD- 
Antrag auf Einführung einer steuer- 
stundenden Investitionsrücklage stellt 
der stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Hansheinz Hauser, folgendes fest: 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hält 
es nicht für sinnvoll, die Bundesregierung 
2u einer steuerrechtlichen Maßnahme 
aufzufordern, die in den verbleibenden 
v'er Sitzungswochen bis zum Ende der 
Legislaturperiode überhaupt nicht mehr 
erledigt werden kann. Niemand kann von 
Uns erwarten, daß wir uns einem solchen 
Schaufensterantrag anschließen und da- 
^it beim Mittelstand Hoffnungen erwek- 
Ken, die in dieser Legislaturperiode nicht 
erfüllt werden können. 

Wir haben in der Steuerpolitik in den zu- 
J^ckliegenden vier Jahren zahlreiche Ent- 
lastungen für den Mittelstand durchge- 
setzt und weitere für die nächste Legisla- 
turperiode angekündigt. Die Steuerpoli- 
uk der nächsten Legislaturperiode muß 
aJe nach wie vor unzureichende Eigenka- 
Prtalausstattung der Unternehmen des 
Mittelstandes unter Verwendung mittel- 
standsspezifischer Steuermaßnahmen 
^»"bessern. Dabei sind wir nicht dogma- 
isch festgelegt. Für uns lautet vielmehr 
>e Frage: Wie können wir im Rahmen 
er künftigen Steuerreform Maßnahmen 

^'uführen, die zur Stärkung und Pflege 
es Eigenkapitals führen? Wir sind der 

^uffassung, daß dies durch die Einfüh- 
ng einer steuerstundenden Investitions- 
eklage oder aber jede andere, in die 

Reiche Richtung wirkende Maßnahme 
geschehen kann. Dies muß jedoch einge- 
p.ettet sein in ein Gesamtkonzept der 
0rtsetzung unserer Politik der Erneu- 
Ung der Sozialen Marktwirtschaft. 

Das durchsichtige Propagandamanöver 
der SPD, die auf der einen Seite mit ei- 
nem ungedeckten Scheck in Richtung 
Mittelstand winkt und auf der anderen 
Seite mit den auf ihrem Parteitag be- 
schlossenen Abgabenerhöhungen densel- 
ben Leuten das Geld in vielfacher Höhe 
wieder aus der Tasche ziehen will — die- 
ses lächerliche Täuschungsmanöver ma- 
chen wir nicht mit. 

Pohl belehrt Rau 
Zum Interview des Bundesbankpräsidenten 
über die wirtschaftliche Lage in der Bun- 
desrepublik Deutschland stellt Hauser 
(Krefeld)u. a. fest: 
Der Sozialdemokrat Karl Otto Pohl hat 
in einem international verbreiteten Inter- 
view die verhängnisvolle Richtung deut- 
lich gemacht, zu der Rau die Deutschen 
verführen will. Original-Ton Pohl: „Auch 
nach vier Jahren wirtschaftlichen Auf- 
schwungs in der Bundesrepublik ist noch 
kein Rückschlag in Sicht. Mit einem rea- 
len wirtschaftlichen Wachstum von 3 Pro- 
zent ist die Bundesrepublik in dieser Hin- 
sicht die führende westliche Nation vor 
den USA und Japan. Die deutsche Wirt- 
schaft ist derzeit durch stabile Preise, eine 
starke Währung und eine Zunahme der 
Beschäftigung gekennzeichnet. Die 
D-Mark ist weltweit die zweitstärkste 
Währung, die Zinsen in der Bundesrepu- 
blik liegen unter den niedrigsten der 
Welt." 
Dem Kanzlerkandidaten Rau darf emp- 
fohlen werden, schleunigst aus seinen 
Träumen aufzuwachen. Wer den „Wech- 
sel nach der Wende" fordert, setzt alles 
das aufs Spiel, was der Experte Pohl so- 
eben zutreffend als Weltklasse-Erfolg 
dargestellt hat. 
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Bedeutung der Frau im Mittelstand 
bewußt machen 
Bedeutung und Probleme von Frauen 
im Mittelstand müssen nach Ansicht 
der Union in der politischen Diskus- 
sion stärker als bisher berücksichtigt 
werden. Auf dem 3. Frauen-Fachkon- 
greß der CDU/CSU-Mittelstandsver- 
einigung (MIT) kritisierte deren Bun- 
desvorsitzender Gerhard Zeitel vor 
Journalisten in Bonn, daß soziale Ver- 
besserungen ausschließlich an der Si- 
tuation der Arbeitnehmerinnen orien- 
tiert seien, während die Interessen der 
Frauen im Mittelstand außer acht 
blieben. So müsse die steuerliche Bela- 
stung gerechter werden, um auch Frau- 
en, die im Betrieb ihrer Ehemänner ar- 
beiten, eine ausreichende soziale Für- 
sorge zu gewährleisten. 

Typische Frauenprobleme gibt es nach 
Ansicht Zeiteis im Mittelstand nicht. Ge- 
rade hier sei die partnerschaftliche Bezie- 
hung von Mann und Frau notwendig und 
verwirklicht worden. So seien ohne die 
Mitarbeit von Frauen mehr als die Hälfte 
der Unternehmen nicht mehr überlebens- 
fähig. Auch die Tatsache, daß jedes dritte 
Unternehmen mittlerweile von einer Frau 
gegründet werde, verdeutliche die wichti- 
ge Rolle der Frau im Mittelstand, betonte 
der CDU-Politiker. Wichtig sei daher, 
durch eine gründliche Untersuchung gesi- 
chertes Wissen über die Situation dieser 
Frauen zu sammeln und in der politi- 
schen Arbeit zu berücksichtigen. 

Auf dem gleichen Kongreß hat sich Bun- 
desfamilienministerin Rita Süssmuth für 
eine Verlängerung der Bezugszeit von Er- 
ziehungsgeld eingesetzt. Die Ministerin 
sagte, eine Verlängerung sei sinnvoller als 
eine Erhöhung des Geldbetrages. Hierfür 

spreche die hohe Zahl der Inanspruch- 
nahme aufgrund der bereits geltenden 
Regelung. Nach Angaben von Frau Süss- 
muth sei das Erziehungsgeld bisher zu 96 
Prozent in Anspruch genommen worden. 
Im ersten Halbjahr 1986 hätten auch 
3 000 Männer Erziehungsgeld bekommen- 

Als eine der Hauptaufgaben bezeichnete 
die Ministerin die familienfreundlichere 
Gestaltung des Arbeitslebens. Hierbei 
spiele die Arbeitszeit die wichtigste Rolle- 
Sie appellierte deshalb an beide Tarifpar- 
teien, mehr Teilzeitarbeitsplätze nicht nur 
für Frauen, sondern auch für Männer an- 
zubieten. Nach den Worten von Frau 
Süssmuth ist die Vereinbarkeit von Fami- 
lie und Beruf ein zentrales Anliegen der 
Bundesregierung. Sie werde in ihrem Mi- 
nisterium durch die Errichtung einer eige' 
nen Abteilung für Frauenpolitik „die Vor- 
aussetzungen dafür schaffen, daß auf die- 
sem wichtigen Politikfeld mehr geschieht 
als bisher". 
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Privater Verbrauch 
stärkt die Konjunktur 
Die konjunkturelle Grundtendenz in der 
Bundesrepublik bleibt nach Auffassung 
des Bundesverbandes der Deutschen In- 
dustrie (BDI) aufwärts gerichtet und sei 
zudem etwas kräftiger als in den meisten 
westeuropäischen Ländern und den USA* 
Die entscheidende Bestimmungsgröße se 
derzeit die Binnennachfrage, stellte der 
Verband in seinem jüngsten Konjunktur- 
bericht fest. Ein kräftiger privater Ver- 
brauch und lebhafte Investitionstätigkeit 
kompensierten die abschwächenden 
Wirkungen des realen Außenbeitrags. 
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Baugesetzbuch verabschiedet: Städte 
sollen wieder wohnlicher werden 
Der Deutsche Bundestag hat am 24. 
Oktober 1986 das von der Bundesre- 
gierung vorgelegte Baugesetzbuch ge- 
gen die Stimmen der Opposition ver- 
abschiedet. Das neue Gesetz, das nach 
dreijähriger Vorarbeit von Regierung 
Und Parlament die Bestimmungen des 
Städtebauförderungs- und des Bundes- 
paugesetzes von bisher insgesamt 286 
,n künftig nur noch 247 Paragraphen 
zusammenfaßt, soll am 1. Juli 1987 in 
Kraft treten. Der Bundesrat will dar- 
über am 28. November abschließend 
beraten. 

^as Baugesetzbuch soll das Bauen in den 
Stadtzentren und außerhalb erleichtern, 
aber zugleich den ungehemmten Boden- 
Verbrauch und die Landschaftszersied- 
lljng stoppen. Einer der Kernpunkte ist 
^e Stärkung der Hoheit der Gemeinden 
°ei der Bauplanung, wodurch die Bauge- 
nehmigungen beschleunigt werden sollen. 
*n der dreistündigen Debatte erklärte der 
v°rsitzende des Ausschusses für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau, Franz 
Völler, u.a. folgendes: 
uas Baugesetzbuch erfüllt die Wünsche 
Und Vorstellungen 

der Bürger, die bauen wollen, 
der kommunalen Praxis, die es handha- 

ber> muß und 
der Wissenschaft, die es kommentieren 

*ird. 

Unftig wird es schneller möglich sein, 
reitfragen bundeseinheitlich zu klären. 
as Baugesetzbuch 

Sr.      ^'e rechtlichen Grundlagen des 
adtebaus in einem einheitlichen Geset- 
Svverk zusammen. Aus dem Bundesbau- 

gesetz und dem Städtebauförderungsge- 
setz ist ein Gesetzbuch geworden. 
• Die Gegenwarts- und Zukunftsaufga- 
ben des Städtebaus sind neugefaßt und 
klar geregelt. 
• überflüssige Bestimmungen wurden ab- 
gebaut, 
• das Bauen wird erleichtert. 
• die Aufstellung von Bauleitplänen wird 
beschleunigt und vereinfacht, 
• die Planungshoheit der Gemeinden ist 
gestärkt worden, 
• die Rechtssicherheit der Bauleitpläne 
ist wesentlich erhöht worden. 
Das Baugesetzbuch bringt für Städte und 
Gemeinden, für Bürger und Bauwillige, 
für Natur und Umwelt eine Vielzahl 
wichtiger Änderungen und Verbesserun- 
gen. 
Die städtebaulichen Instrumente zugun- 
sten des Umweltschutzes und des Denk- 
malschutzes werden verbessert. Das Bau- 
gesetzbuch leistet einen wichtigen Beitrag 
zur Stadtökologie. Die Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung ist mit diesem Gesetz 
vollzogen. Der Schutz und die Entwick- 
lung der natürlichen Lebensgrundlagen 
wird deutlich verstärkt. Mit Grund und 
Boden muß sparsam und schonend um- 
gegangen werden. Statt der ständigen 
Neuausweisung von Bauland können und 
sollen sich die Gemeinden stärker auf die 
Entwicklung der Innenstädte konzentrie- 
ren. 
Die Wiederverwendung brachliegender 
Flächen, die behutsame Stadterneuerung, 
die Verbesserung des Wohnumfeldes, die 
Erhaltung des Gebäudebestandes — ins- 
gesamt: die Wiederbelebung der Innen- 
städte — sind Aufgaben der Gegenwart 
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und Zukunft, die mit dem neuen Gesetz 
besser gelöst werden können. 
Auch dem Gesetzentwurf der Bundesre- 
gierung kritisch gegenüberstehende Ver- 
bände — wie der Bund Deutscher Archi- 
tekten — haben eingeräumt, daß das Ge- 
setz „viele Verbesserungen gegenüber 
dem bisherigen Recht enthält" und daß 
in der Umweltvorsorge versucht wird, die 
„Weichen für die Zukunft zu stellen". 
Die kommunale Selbstverwaltung, die 
Handlungs- und Entscheidungsmöglich- 
keiten der Gemeinden werden wesentlich 
gestärkt, ohne daß die Beteiligung der 
Bürger eingegrenzt oder verringert wird. 
Betriebe von Industrie, Gewerbe, Hand- 
werk und Landwirtschaft erhalten die 
Möglichkeit im Rahmen einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung an ihrem- 
Standort zu investieren, um Arbeitsplätze 
zu sichern und neu zu schaffen: Die er- 
leichterte Erteilung von Befreiungen, die 
erweiterte Möglichkeit der Vorweggeneh- 
migungen von Vorhaben während der 
Planaufstellung, die Neufassung der Zu- 
lässigkeitsvorschriften und der neue Ge- 
nehmigungstatbestand werden sich für 
die investitionsbereiten Betriebe und da- 
mit auf die Arbeitsplätze positiv auswir- 
ken. 
Auch die neuen Abgrenzungen zum Im- 
missionsschutzrecht werden — wie die 
verbesserten Vorschriften zur Sicherung 
der Bestandskraft von Bauleitplänen — 
dazu beitragen, das Genehmigungsver- 
fahren zu beschleunigen und rechtlich si- 
cherer zu machen. 
Mittelständische Betriebsformen des Ein- 
zelhandels haben für die geordnete städ- 
tebauliche Entwicklung eine erhebliche 
Bedeutung. Durch das Baugesetzbuch 
werden die Gemeinden stärker als bisher 
dazu angehalten, bei der Aufstellung der 
Bauleitpläne u. a. die Belange der Wirt- 
schaft „auch in ihrer mittelständischen 
Struktur im Interesse einer verbraucher- 

nahen Versorgung der Bevölkerung" zu 
berücksichtigen. 
Fremdenverkehrsorte können künftig die 
Begründung oder Teilung von Woh- 
nungseigentum der Genehmigung unter- 
werfen. 
Im neuen Baugesetzbuch sind auch die 
Belange des Sports angemessen berück- 
sichtigt. Sport- und Spielanlagen können 
künftig ohne die Einengungen des bishe- 
rigen Rechts in Flächennutzungs- und 
Bebauungsplänen festgesetzt werden. 
Grundsätzlich können Sport- und Spiel- 
anlagen auch in Wohngebieten oder 
wohngebietsnah geplant werden. Wie bei 
allen Festsetzungen wird aber die Ge- 
meinde darauf bedacht sein müssen, 
Konflikte durch sorgfältige Abwägung zu 
vermeiden. 

Die Gemeinden können künftig durch 
Neuregelung der Veränderungssperre 
städtebauliche unerwünschte Nutzungs- 
änderungen besser und schneller beein- 
flussen. 
Für den Bau von Kinderspielplätzen soll 
künftig kein Erschließui.^sbeitrag gezahlt 
werden. Hierdurch wird ein wichtiges 
Hemmnis abgebaut, das bisher vielerorts 
dem nachträglichen Bau von Kinderspiel' 
platzen z. B. in Altstadtquartieren entge- 
genstand. 

Das städtebauliche Sanierungsrecht ist 
erheblich vereinfacht worden. Zugleich 
können die Gemeinden die städtebauli- 
chen Sanierungsziele wesentlich flexible1" 
durchsetzen. 
Die Einführung einer „7-Jahres-Frist" für 

die Rüge materieller Fehler von Bauleit- 
plänen wird erheblich zur Rechtssicher- 
heit beitragen. 
Dieses Gesetz darf nicht toter Buchstabe 
bleiben. Es liegt an den Städten und Ge- 
meinden, an den Bürgern und an allen 
am Städtebau Beteiligten, es mit Leben 
zu erfüllen. 



WAHLKAMPF '87 UiD 33/86 •  Seite 19 

Neu im Angebot 

W£tT£RS0, 
DEUTSCHLAND 

Der Stoffaufkleber „Offensive 87" ist aus- 
gelaufen. Wir bieten Ihnen daher den 
neuen Textil-Aufkleber „Weiter so, 
Deutschland" an. Er eignet sich hervor- 
ragend für alle Mitglieder um zu zeigen, 
daß sie aktiv im Wahlkampf mitmachen, 
Sei es bei Canvassingaktionen oder ande- 
ren Wahlveranstaltungen sowie zum 
Weitergeben. 
Mindestbestellmenge: 90 Stück 
Preis pro Mindestbestellmenge: 24,- DM 
Öestell-Nr.:9857 

Zielgruppenveranstaltung 
Mittelstand 
Unter dem Motto „Leistungsfähiger 
Mittelstand: Garant für eine humane 
Zukunft, Ideen — Leistung — Arbeits- 
Plätze" findet am Samstag, dem 15. 
November 1986 in der Stadthalle Düs- 
seldorf die ganztägige Zielgruppenver- 
anstaltung Mittelstand statt. Als 
Hauptredner werden Bundeskanzler 
Helmut Kohl sowie Generalsekretär 
Heiner Geißler erwartet. Der NRW- 
Landesvorsitzende Kurt H. Biedenkopf 
w'rd ein Grußwort sprechen. Von 13.00 
Uhr bis 15.30 Uhr besteht für die Teil- 
nehmer Gelegenheit, an sechs Diskus- 
s,onsforen teilzunehmen. 
Anmeldungen für diese Zielgruppenver- 
anstaltung sind an die CDU-Bundesge- 
^häftsstelle, Abteilung Organisation, 
^300 Bonn 1, zu richten. 

„Hamburg am 
Wochenende" - 
700 000 Exemplare 
verteilt 
„Wir wollen wieder Ordnung in Ham- 
burg" — so lautet die Überschrift der Zei- 
tung „Hamburg am Wochenende", die 
gemeinsam von der Bundespartei und der 
Hamburger CDU für den Bürgerschafts- 
wahlkampf herausgegeben wird. An allen 
Wochenenden bis zur Wahl am 
9. November 1986 werden ehrenamtliche 
Helfer die Zeitung in einer Auflage von 
700000 Exemplaren an alle Haushalte 
der Freien und Hansestadt Hamburg ver- 
teilen. 
Eine ähnliche Aktion in Niedersachsen 
hatte entscheidend dazu beigetragen, daß 
die CDU mit Ernst Albrecht die Wahl ge- 
winnen konnte. Niedersachsen und Ham- 
burg sind auch „Probeläufe" für den bun- 
desweiten Start im Januar 1987. An den 
drei letzten Wochenenden vor der Bun- 
destagswahl wird die Zeitung unter dem 
Titel „Deutschland am Wochenende" 
bundesweit — mit Ausnahme Bayerns — 
verteilt. 

Broschüre zur Teilzeitarbeit 
„Es gibt eine verblüffende Vielfalt von 
Formen und Möglichkeiten der Teilzeit- 
arbeit, die sich immer noch nicht bei Ar- 
beitgebern und Arbeitnehmern herumge- 
sprochen haben." Mit diesen Worten 
stellte Bundesarbeitsminister Norbert 
Blüm die neue Broschüre „Teilzeitarbeit" 
seines Ministeriums vor. 
Die Broschüre kann angefordert werden: 
Bundesministerium für Arbeit und So- 
zialordnung, Referat Öffentlichkeitsar- 
beit, Postfach, 5300 Bonn 1. Telefonische 
Bestellungen bitte auf Anrufbeantworter 
(0228)527-5130. 
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Für eine ffamilien- 
und kinderfreundliche 
Gesellschaft 

CDU 
I 

Steigende Einkommen 
Stabile Preise 
Mehr Arbeitsplätze 

CDU 
I ie 

Unsere Argumente       j 
Im Wahlkampf müssen wir unseren Wählern sagen, was wir in den 
letzten vier Jahren geleistet haben und was wir in den nächsten vier 
Jahren tun werden. In den sechs neuen Broschüren zu allen wichtigen 
Themenbereichen finden Sie unsere guten Argumente. Für die 
Mitglieder, um sich für die Wahlkampfauseinandersetzung fit zu 
machen und zum Weitergeben an unsere Wähler. 

Für alle Broschüren gilt Mindestabnahme 
50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 20,— DM 

O »Wir lieben Kinder" 
Bestell-Nr.: 5786 
O „Aufschwung sichert die Zukunft" 
Bestell-Nr.: 5776 

0 „Aus Liebe zur Heimat" 
Bestell-Nr.: 5792 
0 „Freiheit und Sicherheit für alle" 
Bestell-Nr.: 5775 
0 „Sicher und geborgen" 
Bestell-Nr.: 5790 
0 „Frieden und Freiheit" 
Bestell-Nr.: 5791 
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Natur- und Umwelt- 
schutz für eine 
lebenswerte Zukunft 

Den Bürger schützen 
Den inneren 
Frieden erhalten 

CDU 

ESHEEEEESa 

Sozialpolitik mit 
Heiz und Verstand 

CDU 
II 

0 

Die Außen-, SicherheHs- und 
Deutschlandpolitik 
der Regierung Helmut Kohl 

CDU 
Mß*£ 
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Im Bündnis 
für Freiheit, 
Frieden und 
Verständigung 
Reden des Sicherheitspolitischen Kongresses 
der CDU am 14. Mai 1986 in Bonn 

CDU 
I M 

Broschüre: 
Im Bündnis für Freiheit, 
Frieden 
und Verständigung 
Die Broschüre „Im Bündnis für Freiheit, 
Frieden und Verständigung" enthält die 
Reden von Generalsekretär Dr. Heiner 
Geißler, MdB, Bundesverteidigungsmini- 
ster Dr. Manfred Wörner, MdB, und vorn 
Stellvertretenden Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Fraktion, Volker Rühe, MdB, 
und behandelt folgende Themen: 
• Die ethischen Grundlagen der NATO 
• Vertrauen in die Zukunft: Unsere Si- 
cherheitspolitik für die neunziger Jahre 
• Die USA und Europa im Ost-West- 
Dialog 

Mindestabnahme: 10 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 13,— DM 
Bestell-Nr.: 3863 

Faltblatt: 
Unsere Politik für die Soldaten 
Dieses löseitige, ansprechend gestaltete Faltblatt eignet 
sich zur Verteilung bei Straßencanvassingaktionen, 
Fachveranstaltungen und gezielten Verteilaktionen in 
Bundeswehrstandorten. 
Mindestabnahme: 100 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 26,— DM 
Bestell-Nr.: 2848 

Alle Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum, 
Postfach 1328, 4804 Versmold 

Unsere 
Politik 

für die 
Soldaten 
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^iese neue Broschüre ist eine wichtige 
^rgumentationshilfe im Bundestagswahl- 
Kampf. Sie enthält eine Darstellung unse- 
rer Energiepolitik, den Ausstiegsbeschluß 
der SPD und die Widerlegung der fal- 
Schen Behauptungen der SPD. 

Broschüre: 
Sichere Energien für eine 
bumane Zukunft 
^'ndestabnahme: 50 Exemplare 

re's pro Mindestabnahme: 56,— DM 
Bestell-Nr.:5911 

J^*e Angriffsbroschüre: 
betrifft: SPD 
seh Bundesta8swanl 1987 ist eine politi- 
v   

e Richtungsentscheidung. Entweder 
,  ^värts mit der CDU in eine sichere Zu- 
^ m oder rückwärts mit der SPD in die 
^sen der 70er Jahre. Bis heute ist es der 

SPD nicht 
gelungen, 
sich in der 
Opposition 
inhaltlich 
und perso- 
nell zu er- 
neuern. 
In dieser 
Broschüre 
finden Sie 
alle Argu- 
mente, die 
gegen die 
Politik der 
SPD spre- 
chen. 

Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 20,— DM 
Bestell-Nr. 5789 

Handbuch für die 
politische Argumentation 
In diesem ausführlicherem Handbuch 
sind alle politischen Argumente der CDU 
zusammengestellt. Ein unentbehrliches 
Brevier für 
alle, die im 
Wahlkampf 
schreiben 
oder reden 
müssen. 

Mindest- 
abnahme: 
5 Exem- 
plare 
Preis pro 
Mindest- 
abnahme: 
20,- DM 
Bestell-Nr.: 
3907 

Zahlen - Daten - Fakten 

Handbuch 
für die 
politische 
Argumentation 

CDU u 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

KANZLERREISE 

Der USA-Besuch 
des Bundeskanzlers im 
Spiegel der Presse 
„Reagans Lob für den Bundeskanzler: 
stark und standfest." 

(Bonner Rundschau vom 23. 10. 1986) 

„Reagan empfing Kohl als alten Freund." 
(Stuttgarter Zeitung vom 23. 10. 1986) 

„Kohl machte die Interessenlage der Euro- 
päer in freundlich-behutsamer Form deut- 
lich. " (Badische Zeitung vom 23. 10. 1986) 

„Kohlbetont die europäischen Interessen." 
(Rheinische Post vom 22. 10. 1986) 

„Kohl setzt sich bei Reagan für Raketen- 
Nullösung in Europa ein." 

(Frankfurter Neue Presse, 22. 10. 1986) 

„Reagan zeigt für Kohl Verständnis... 
Herzliche Atmosphäre." 

(Die Welt vom 22. 10. 1986) 

„Betonte Einmütigkeit und unterschiedli- 
che Akzente — Kohl erinnert in Washing- 
ton daran, die europäischen Sicherheitsin- 
teressen im Auge zu behalten." 

(Generalanzeiger, Bonn, vom 23. 10. 1986) 

„Eitel Sonnenschein allenthalben? Die 
deutsch-amerikanischen Beziehungen sind 
in der Tat gut, was nicht zuletzt dem per- 
sönlichen Verhältnis der beiden Regie- 
rungschefs zu verdanken ist." 

(Rheinische Post vom 22. 10. 1986) 

„In Washington nimmt der Bundeskanzler 
kein Blatt vor den Mund." 

(Kölnische Rundschau vom 22. 10. 1986) 

„Der Kanzler hat in Washington nationale 
und europäische Belange mit Festigkeit 
vertreten." 

(Bonner Rundschau vom 24. 10. 1986) 

„Kohl spürte, daß das, was er als Sprecher 
Europas über die Abrüstungssituation nach 
Reykjavik zu sagen hatte, hier durchaus 
ernst genommen wurde." 

(Westdeutsche Allgemeine Zeitung 
vom 24. 10. 1986) 

„Es war bedeutsam, daß der Kanzler in 
den Abrüstungspoker der nuklearen Welt- 
mächte rechtzeitig die europäische Karte 
einbrachte. Offensichtlich hat Reagan för 
die spezielle Interessenlage seiner Verbün- 
deten das notwendige Verständnis aufge- 
bracht." _j» 

(Berliner Morgenpost vom 24. 10. &*"> 
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